
 

 2 
 



 

 2 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



 

 3 

Inhaltsverzeichnis:  
 
1.  Einleitung          4 
2.  Hintergrund, Ausgangslage und Ziele      5 
3.  Rechtliche Rahmenbedingungen       6 
3.1  Rechtslage für Behandlungen deutscher Bürger in Polen     7 
3.2  Rechtslage für Behandlungen polnischer Bürger in Deutschland   8 
4.  Vergleich der Gesundheitssysteme in Deutschland und Polen sowie der  

jeweils damit befassten Akteure in den Mehrebenensystemen beider Länder 9 
4.1.  Gesundheitssystem in Deutschland       10 
4.2.  Gesundheitssystem in Polen        12 
5. Medizinische Versorgung in der Euroregion Spree-Neiße-Bober   15 
5.1 Medizinische Versorgung über euroregionale Krankenhausstandorte  16 
5.2. Medizinische Versorgung auf der deutschen Seite der Euroregion   18 
5.2.1. Cottbus          18 
5.2.2. Landkreis Spree-Neiße        18 
5.3. Medizinische Versorgung auf der polnischen Seite der Euroregion   18 
5.4 Medizinische und soziale Ausbildungsstätten     19 
5.4.1 Ausbildungsstätten auf der deutschen Seite der Euroregion   19 
5.4.2 Ausbildungsstätten auf der polnischen Seite der Euroregion   19 
5.5 Pflegeeinrichtungen         20 
5.6. medizinische Notfallversorgung in der Euroregion Spree-Neiße-Bober  22 
5.6.1. Grundlagen in Deutschland        22 
5.6.2. Grundlagen in Polen         22 
5.6.3. grenzüberschreitender Rettungsdienst       23 
6. Best Practice Beispiele        24 
6.1. Euroregion Maas Rhein (EMR)       25 
6.2. Region Niederösterreich ς ¢ǎŎƘŜŎƘƛŜƴ κ {ƭƻǿŀƪŜƛ tǊƻƧŜƪǘ αIŜŀƭǘƘŎŀǊŜά DƳǸƴŘ 26 
6.3. Ems-Dollart-Region         27 
6.4.  Studienreise Kehl / Straßburg, Wissembourg und Völklingen   27 
7. Fazit           29 
7.1 Überblick zu Potenzialen und Hemmnissen      29 
7.2 Handlungsempfehlungen         30 
8. Internetquellenverzeichnis        32 
 

 

  



 

 4 

1. Einleitung 

 

Die demografischen Gegebenheiten und Entwicklungen sowie die strukturellen Defizite in der 

Grenzregion beiderseits der Neiße sind ähnlich. Um die Region zukunftsfähig zu erhalten und zu 

gestalten muss u.a. eine tragfähige Struktur für die medizinische Grundversorgung erreicht werden. 

 

Dabei sollten hochwertige und spezielle medizinische Leistungen durch eine grenzübergreifende 

Zusammenarbeit mit Partnern unmittelbar an der Grenze erreicht werden. Hierzu ist es erforderlich, 

dass die handelnden Personen und Institutionen in der Euroregion Spree-Neiße-Bober eine Übersicht 

über die Versorgungsstrukturen, über die rechtlichen Grundlagen, den grundsätzlichen Aufbau der 

Gesundheitssysteme in Polen und Deutschland sowie über die Potentiale und Notwendigkeiten 

erhalten. 

 

Ein wesentlicher Aspekt findet sich dabei im Bereich des grenzüberschreitenden Rettungsdienstes. 

Hier zeigt sich sehr praktisch die Notwendigkeit gemeinsamen Handelns zum Wohle der Patientinnen 

und Patienten.  

 

Einen solchen ersten Überblick soll die vorliegende Zustandsbeschreibung bieten. Sie stellt ein 

konkretes Ergebnis des tǊƻƧŜƪǘŜǎ α5L![hDά dar, welches durch das Kooperationsprogramm INTERREG 

VA Brandenburg ς Polen 2014 ς 2020 gefördert und von den Euroregionen Pro Europa Viadrina und 

Spree-Neiße-Bober gemeinsam umgesetzt wird.  

 

Entstanden ist so ein praktisches Kompendium für die tägliche Arbeit. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass bestimmte Faktoren im Rahmen dieser Zustandsbeschreibung 

aufgrund der Menge, Anzahl und Diversität nicht aufgenommen wurden. So findet keine Erhebung der 

niedergelassenen Ärzte statt. Diese wird durch ein gesondertes Projekt des Naemi-Wilke-Stifts in 

Guben durchgeführt.1 Ebenso werden die ambulanten Dienste und Apotheken nicht gesondert 

aufgeführt.  

 

Auch werden die Altenpflegeeinrichtungen nicht im Detail (Bettenanzahl, Spezialisierung etc.) 

aufgeführt. Auf deutscher Seite sind diese Daten tagesaktuell beim Pflegenavigator unter 

https://www.pflege-navigator.de einzusehen. Hier kann postleitzahlengemäß gesucht werden.  

 

Die Zustandsbeschreibung verzichtet darüber hinaus auf eine dem wissenschaftlichen Standard 

entsprechende Aufführung der Kliniken. Die Krankenhäuser werden in die Kategorie der Grund- und 

Regelversorgung, der Schwerpunktversorgung sowie der Fachkrankenhäuser eingeteilt. Hinzu 

kommen - nach eigenen Aussagen der Einrichtungen - die wichtigsten Versorgungsabteilungen. 

                                                 
1 Konkret handelt es sich ŘŀōŜƛ ǳƳ Řŀǎ tǊƻƧŜƪǘ αDŜǎǳƴŘƘŜƛǘ ƻƘƴŜ DǊŜƴȊŜƴάΦ ²ŜƛǘŜǊƎŜƘŜƴŘŜ LƴŦƻǊƳŀǘƛƻƴŜƴ ǿŜǊŘŜƴ ǳƴǘŜǊ 
http://www.naemi-wilke-stift.de/de/eu-projekte/gesundheit-ohne-grenzen/beschreibung.html zur Verfügung gestellt.  

https://www.pflege-navigator.de/
http://www.naemi-wilke-stift.de/de/eu-projekte/gesundheit-ohne-grenzen/beschreibung.html
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2. Hintergrund, Ausgangslage und Ziele 

 

Das INTERREG-geförderte Projekt DIALOG strebt αdie Intensivierung des grenzübergreifenden 

DIALOGs zwischen Institutionen und Organisationen der deutsch-polnischen Zusammenarbeit im 

Grenzgebiet Brandenburg-Lubuskie sowie die Befähigung, Sensibilisierung und Weiterbildung 

deutscher und polnischer Personen an, die in der Praxis mit grenzüberschreitender Zusammenarbeit 

ǳƴŘ ŘŀǾƻƴ ōŜǘǊƻŦŦŜƴŜƴ ¢ƘŜƳŜƴ ōŜŦŀǎǎǘ ǎƛƴŘά an.2 

Der Bereich Gesundheit wurde als projektrelevantes Thema ausgewählt, weil Grenzregionen ς wie die 

Euroregion Spree-Neiße-Bober ς zumeist periphere Räume darstellen, in denen sich fehlende oder 

nicht komplett bestehende zwischenstaatliche Regelungen in bestimmten Politikfeldern verstärkt 

auswirken.  

Zudem muss konstatiert werden, dass das jeweilige Wissen über die unterschiedlichen Strukturen und 

Möglichkeiten des Nachbarn im Gesundheitsbereich nicht allzu ausgeprägt ist. Des Weiteren gab und 

gibt es viele Hürden, die eine engere Kooperation behindern; sei es im Hinblick auf die Anerkennung 

von Bildungsabschlüssen von medizinischem Personal oder die Finanzierung von Leistungen; kurzum: 

die derzeitige Lage stellt sich relativ kompliziert dar. 

Die bestehenden Mängel werden auch im aktuellen Entwicklungs- und Handlungskonzept 2014 ς 2020 

der Euroregion Spree-Neiße-Bober aufgegriffen. Die Sicherung der öffentlichen Daseinsvorsorge wird 

insbesondŜǊŜ ōŜƛƳ IŀƴŘƭǳƴƎǎŦŜƭŘ αDŜǎǳƴŘƘŜƛǘǎǾŜǊǎƻǊƎǳƴƎά ŀƭǎ ǿƛŎƘǘƛƎŜǎ ½ƛŜƭ ƘŜǊŀǳǎƎŜǎǘŜƭƭǘΦ3  

Um der Bedeutung des Themas Rechnung zu tragen, setzte die Euroregion Spree-Neiße-Bober im Jahr 

нлмр Řŀǎ ŘǳǊŎƘ ŘŜƴ YƭŜƛƴǇǊƻƧŜƪǘŜŦƻƴŘǎ ƎŜŦǀǊŘŜǊǘŜ tǊƻƧŜƪǘ αDŜƳŜƛƴǎŀƳŜ .ŜǿŅƭǘƛgung 

grenzüberschreitender Herausforderungen des demografischen Wandels in der Euroregion Spree-

Neiße-BobŜǊ ŀƳ .ŜƛǎǇƛŜƭ ŘŜǊ DŜǎǳƴŘƘŜƛǘǎǾŜǊǎƻǊƎǳƴƎά ǳƳΦ 5ǳǊŎƘ ŘƛŜǎŜǎ Lb¢9ww9D L± ! ±ƻǊƘŀōŜƴ kam 

es zu einem ersten vertieften Gedankenaustausch von Akteuren aus dem Gesundheitsbereich und es 

wurden Ansatzpunkte für vertiefte Kooperationsansätze im Zuge von INTERREG V A gefunden. Die von 

allen Beteiligten zusammengetragenen Anregungen wurden in einer kurzen Projektstudie 

aufgenommen. Diese steht Interessierten unter dem folgenden Link zur Verfügung: http:// euroregion-

snb.de/192/neisse/downloads.  

Ziel des DIALOG-Projekts bzw. des Fachthemas ist es nunmehr, möglichst viele Akteure aus dem 

Gesundheitswesen zusammenzuführen und mit ihnen in einen regelmäßigen Austausch zu treten. 

Durch verschiedenen Formate wie Arbeitsgruppensitzungen, Workshops, eine Konferenz sowie eine 

Studienreise wurden die drängendsten Probleme durch einen umfassenden Erfahrungsaustausch 

aufgenommen. Zudem haben unterschiedliche Experten die Möglichkeit ihre Analysen einfließen zu 

lassen.  

Die vorliegende Zustandsbeschreibung beinhaltet daher eine Zusammenfassung der durch die 

involvierten Akteure eingebrachten Informationen und festgestellten Notwendigkeiten.  

Mit der engen Begleitung des Themas der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung möchte die 

Euroregion einen Beitrag leisten und - neben den o.g. Inhalten - zudem auch erste Lösungsvorschläge 

unterbreiten. Damit soll die vorliegende Zustandsbeschreibung einerseits den Bürgern und 

Institutionen vor Ort dienen, sich andererseits jedoch auch an die Verantwortlichen auf Regions-

                                                 
2 Weiterführende Informationen zum Projekt DIALOG befinden sich unter http://euroregion-snb.de/176/neisse/dialog sowie 
www.euroregion-snb.pl.  
3 Das Entwicklungs- und Handlungskonzept steht unter http://euroregion-snb.de/files/15/entwicklungs-und-
handelskonzept.pdf sowie www.euroregion-snb.pl zur Verfügung.  

http://euroregion-snb.de/192/neisse/downloads
http://euroregion-snb.de/192/neisse/downloads
http://euroregion-snb.de/176/neisse/dialog
http://www.euroregion-snb.pl/
http://euroregion-snb.de/files/15/entwicklungs-und-handelskonzept.pdf
http://euroregion-snb.de/files/15/entwicklungs-und-handelskonzept.pdf
http://www.euroregion-snb.pl/
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/Landes- bzw. Bundes-/Staatsebene richten, um die involvierten Akteure zumindest mittelfristig für 

Fortschritte zu gewinnen, welche mögliche Kooperationen in diesem wichtigen Themenfeld 

erleichtern werden. 

 

3. Rechtliche Rahmenbedingungen 

 
Seit 1. Mai 2011 gilt die volle Arbeitnehmerfreizügigkeit für die EU-Mitgliedsstaaten wie Estland, 
Lettland, Litauen und Polen. Polnische Arbeitnehmer*innen haben damit freien Zugang zum deutschen 
Arbeitsmarkt. Damit unterliegen diese, auf wenige Ausnahmefälle, dem deutschen 
Sozialversicherungsrecht, auch bei einem Wohnort in Polen ςdie Abgaben werden in Deutschland 
abgeführt. 
 
Problematisch ist in diesen Fällen häufig, dass Deutschkenntnisse fehlen, die Beschäftigung in 
unbeständigen Arbeitsverhältnissen mit Mindestlohn (bzw. darunter) erfolgt und die Arbeitskräfte 
häufig keine Kenntnisse des deutschen Sozialversicherungssystems haben.  
 
Folgende Regelungen der medizinischen Versorgung innerhalb der Europäischen Gemeinschaft für 
Grenzgänger gibt es aktuell:  
 

¶ Verordnung (EG) Nr. 883/04 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit 

¶ Verordnung (EG) Nr. 987/09 zur Festlegung der Modalitäten für die Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 883/04 über die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit. 

¶ EU-Patientenrichtlinie vom 25.10.2013 
 
Anspruch besteht somit für davon betroffene Polen auf alle Leistungen der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) in Deutschland. Ein Versicherter aus Deutschland erhält gegen Vorlage der 
Europäischen Krankenversicherungskarte oder der provisorischen Ersatzbescheinigung kostenlose 
medizinische Grundleistungen in Polen, sofern diese bei einem Arzt in Anspruch genommen werden, 
der einen Vertrag mit dem NFZ abgeschlossen hat (siehe auch Punkt 3.1.) 
 
Seit dem Jahr 2004 gibt es folgende Regelungen der gezielten Inanspruchnahme von medizinischen 
Leistungen innerhalb der Europäischen Gemeinschaft nach dem Sozialgesetzbuch:  
 

¶ Erstattungsverfahren nach §13 Abs. 4-6 SGB V 

¶ Verträge mit den Leistungserbringern nach §140e SGB V 
 
Im Hinblick darauf besteht ein Anspruch auf alle Leistungen wie in Deutschland, ggf. mit der Ausnahme 
der Krankenhausbehandlung. Leistungsansprüche stehen im Einklang mit der EU-Patientenrichtlinie 
seit dem 25.10.2013. 
 
Darüber hinaus gewährt die Richtlinie 2011/24/EU des europäischen Parlaments und des Rates vom 9. 
März 2011 über die Ausübung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden 
Gesundheitsversorgung eine gesundheitliche Versorgung in den einzelnen Mitgliedsstaaten. Die 
wesentliche Regelung findet sich in Art. 3 Buchstabe g. Dieser lautet:  
 
Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 
 
Ǝύ αDŜǎǳƴŘƘŜƛǘǎŘƛŜƴǎǘƭŜƛǎǘŜǊά ƧŜŘŜ ƴŀǘǸǊƭƛŎƘŜ ƻŘŜǊ ƧǳǊƛǎǘƛǎŎƘŜ tŜǊǎƻƴ ƻŘŜǊ ǎƻƴǎǘƛƎŜ 9ƛƴǊƛŎƘǘǳƴƎΣ ŘƛŜ ƛƳ 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats rechtmäßig Gesundheitsdienstleistungen erbringt; 
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Soweit die EU-Patientenrichtlinie im Sozialgesetzbuch (SGB) vollständig umgesetzt worden wäre, 
müsste die Definition der für die Kostenerstattung zugelassenen Leistungserbringer auch auf Nicht-
Vertragspartner der ausländischen Krankenversicherung erweitert werden. Eine nicht vollständig 
umgesetzte EU-Richtlinie entfaltet nach dem Umsetzungsstichtag (hier 25.10.2013) voll ihre Wirkung.  
 
Folgerichtig umfasst der §13 Abs. 4 Satz 2 SGB V eine breitere Leistungserbringerdefinition, was sich 
aus dem Gesetzeswortlaut auf den §140e SGB V überträgt. 
 
3.1.Rechtslage für Behandlungen deutscher Bürger in Polen 
 
Für deutsche Bürger, welche sich in Polen einer Behandlung unterziehen wollen erfolgt das mögliche 
Erstattungsverfahren nach §13 Abs. 4-6 SGB V.  
 
§13 Abs. 4 Sozialgesetzbuch V 
 
Versicherte sind demnach berechtigt, auch Leistungserbringer in anderen Staaten im Geltungsbereich 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum anstelle der Sach- oder Dienstleistung im Wege der Kostenerstattung 
in Anspruch zu nehmen, es sei denn, Behandlungen für diesen Personenkreis im anderen Staat sind 
auf der Grundlage eines Pauschbetrages zu erstatten oder unterliegen auf Grund eines vereinbarten 
Erstattungsverzichts nicht der Erstattung. Es dürfen nur solche Leistungserbringer in Anspruch 
genommen werden, bei denen die Bedingungen des Zugangs und der Ausübung des Berufes 
Gegenstand einer Richtlinie der Europäischen Gemeinschaft sind oder die im jeweiligen nationalen 
System der Krankenversicherung des Aufenthaltsstaates zur Versorgung der Versicherten berechtigt 
sind. 
 
Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass der Anspruch auf Erstattung höchstens in Höhe der 
Vergütung besteht, die die Krankenkasse bei Erbringung als Sachleistung im Inland zu tragen hätte. Die 
Satzung hat das Verfahren der Kostenerstattung zu regeln. Sie hat dabei ausreichende Abschläge vom 
Erstattungsbetrag für Verwaltungskosten und fehlende Wirtschaftlichkeitsprüfungen vorzusehen 
sowie vorgesehene Zuzahlungen in Abzug zu bringen.4 Ist eine dem allgemein anerkannten Stand der 
medizinischen Erkenntnisse entsprechende Behandlung einer Krankheit nur in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum möglich, kann die Krankenkasse die Kosten der erforderlichen 
Behandlung auch ganz übernehmen. 
 
Anspruch besteht auf alle Leistungen wie in Deutschland, ggf. mit der Ausnahme der 
Krankenhausbehandlung. Leistungsansprüche stehen im Einklang mit der EU-Patientenrichtlinie 
2011/24. 
 
Verträge mit den Leistungserbringern nach §140e SGB V 
 
Gegenstand des §140e SGB V sind Verträge mit Leistungserbringern im Geltungsbereich des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum.  
 

                                                 
4 Die Richtlinie 2011/24/EU - auch Patientenrichtlinie genannt - setzt im Wesentlichen die in zahlreichen Urteilen des 
Europäischen Gerichtshofs festgelegten Grundsätze für eine grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung innerhalb der 
Europäischen Union um. Die Richtlinie 2011/24/EU beinhaltet auch Regelungen zur grenzüberschreitenden Anerkennung der 
in einem anderen Mitgliedstaat ausgestellten Verschreibungen. Diese werden durch die Durchführungsrichtlinie 2012/52/EU 
noch weiter konkretisiert. Siehe auch http://www.eu-patienten.de/de/rechtsquellen/rechtsquellen.jsp (Zugriff am 
14.02.2018). 

http://www.eu-patienten.de/de/rechtsquellen/rechtsquellen.jsp
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Krankenkassen dürfen zur Versorgung ihrer Versicherten nach Maßgabe des Dritten Kapitels und des 
dazugehörigen untergesetzlichen Rechts Verträge mit Leistungserbringern nach §13 Abs. 4 Satz 2 im 
Geltungsbereich des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum abschließen. 
 
Anspruch besteht auf alle Leistungen wie in Deutschland, ggf. mit der Ausnahme der 
Krankenhausbehandlung. Leistungsansprüche stehen im Einklang mit der EU-Patientenrichtlinie seit 
dem 25.10.2013. 
 
3.2.Rechtslage für Behandlungen polnischer Bürger in Deutschland 
 
Eine ähnliche rechtliche Situation ergibt sich für polnische Bürger, die sich in Deutschland einer 
Behandlung unterziehen.  
 
Die bereits genannte Richtlinie 2011/24/EU des europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 
2011 über die Ausübung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung 
wurde am 10. Oktober 2014 mit der Änderung des Gesetzes über Leistungen in der 
Gesundheitsversorgung (Dz. U. z 2014 r., poz. 1491) in das polnische Rechtssystem implementiert. 
Damit stehen auch polnischen Bürgern die oben genannten Leistungen entsprechend in Deutschland 
zu Verfügung.  
 
Aufgrund dieser Richtlinie und deren Umsetzung hat der polnische Nationale Gesundheitsfonds (NFZ) 
2 Handbücher über die Möglichkeiten der Behandlung polnischer Bürger im Ausland erstellt.  
 
ü Koordination und Direktive - Vergleich und Unterschiede in der Anwendung des 

Gesundheitsschutzes im grenzüberschreitenden Aspekt (Koordynacja a Dyrektywa ς 
ǇƻŘƻōƛŜƵǎǘǿŀ ƛ ǊƽȍƴƛŎŜ ǿ ƪƻǊzystaniu z opieki zdrowotnej w aspekcie transgranicznym)5 
 

ü Handbuch für die planmäßige Behandlung im Ausland (Przewodnik po leczeniu planowanym 
Ȋŀ ƎǊŀƴƛŎŊ)  

 
Dabei wird im polnischen Recht unter dem Begriff der Koordination eine Sammlung von Vorschriften 
verstanden, welche der Realisierung und Umsetzung der europäischen Normen im Bereich des 
Gesundheitswesens dienen.  
 
Erforderlich sind für die polnischen Bürger die Dokumente zum Erhalt von Gesundheitsleistungen nach 
den europäischen Vorschriften. Das sind im Wesentlichen:  
 
ü S1 (E 106, E109, E120, E121): Dieses Dokument dient der grundsätzlichen Behandlung in einem 

anderen Land als dem Herkunftsland, insbesondere in Notfällen 
 

ü S2 (E112): Dieses Dokument ist erforderlich für eine geplante Behandlung in einem 
Mitgliedsland der EU 
 

ü S3: Dieses Dokument ist für die Personen, die im Ausland gearbeitet haben und am dortigen 
Ort eine Behandlung durchgeführt haben.  

 
Allen gemeinsam ist, dass diese Formulare in Polen vor einem Auslandsaufenthalt bzw. einer 
Behandlung im Ausland beantragt und registriert werden müssen. Der Patient stellt einen 

                                                 
5 http://akademia.nfz.gov.pl/wp-content/uploads/2016/03/Koordynacja-a-dyrektywa_net.pdf  

http://akademia.nfz.gov.pl/wp-content/uploads/2016/03/Koordynacja-a-dyrektywa_net.pdf
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entsprechenden Antrag beim NFZ seiner Wojewodschaft. Dort wird dann über den Antrag 
entschieden.6 
 

Abbildung Nr. 1 - vereinfachte Darstellung des Genehmigungsverlaufs 
 

 
 
 
4. Vergleich der Gesundheitssysteme Deutschlands und Polens sowie der jeweils damit befassten 

Akteure in den Mehrebenensystemen beider Länder 

 
Bei aller Notwendigkeit der medizinischen Versorgung der Bevölkerung weisen die 
Gesundheitssysteme in Deutschland und Polen einige Gemeinsamkeiten, aber auch viele Unterschiede 
auf. 
 
Sowohl in Deutschland als auch in Polen liegt der Krankenversicherung das so genannte "Bismarck"-
System zu Grunde. Dabei wird die Versicherung aus den Sozialabgaben der Versicherten und ihrer 

                                                 
6 Anträge können heruntergeladen werden auf folgender Seite: http://www.nfz.gov.pl/dla-pacjenta/nasze-zdrowie-w-
ue/leczenie-planowane-wymagajace-uprzedniej-zgody  

http://www.nfz.gov.pl/dla-pacjenta/nasze-zdrowie-w-ue/leczenie-planowane-wymagajace-uprzedniej-zgody
http://www.nfz.gov.pl/dla-pacjenta/nasze-zdrowie-w-ue/leczenie-planowane-wymagajace-uprzedniej-zgody


 

 10 

Arbeitgeber finanziert. Dabei gibt es jedoch verschiedene Grundrichtungen: regionale bzw. zentrale 
Einheitsversicherung (z. B. in Frankreich, Polen und Tschechien), betriebliche bzw. berufliche und 
regionale Pflichtversicherungen (z. B. in Belgien, Japan, Österreich), gegliedertes System mit freier 
Kassenwahl und Kassenwettbewerb (in Deutschland, den Niederlanden und der Schweiz). 
 
4.1. Gesundheitssystem in Deutschland 
 
In Deutschland besteht ein duales System von privater (PKV) und gesetzlicher Krankenversicherung 
(GKV). Der Gesetzgeber hat der gemeinsamen Selbstverwaltung wichtige Aufgaben übertragen (unter 
anderem die Konkretisierung des Leistungskatalogs der GKV), die in anderen europäischen Ländern 
von Regierungsbehörden wahrgenommen werden. 
 
Zwar beschließt der Staat die wesentlichen Rahmenbedingungen für die medizinische Versorgung. Die 
weitere konkrete Ausgestaltung, Organisation und Finanzierung der einzelnen medizinischen 
Leistungen ist aber die Aufgabe der gesetzlich bestimmten Einrichtungen der Selbstverwaltung im 
Gesundheitswesen. Sie wird von den Vertretern der Ärzte und Zahnärzte, Psychotherapeuten, 
Krankenhäuser, Krankenkassen und Versicherten gemeinsam und eigenverantwortlich 
wahrgenommen. Das oberste Gremium der Selbstverwaltung im Rahmen der gesetzlichen 
Krankenversicherung ist der Gemeinsame Bundesausschuss 
 
Die gesetzliche Krankenversicherung ist ein Solidarsystem, in dem alle Versicherten unabhängig von 
Alter oder Gesundheitszustand unterschiedliche Beitragssätze zahlen (aktuell ς d.h. Stand 01/2019 - 
14,6 % + individueller Zusatzbeitrag der gewählten Krankenkasse), allerdings ungefähr zu 95% gleiche 
Leistungen erhalten. Dabei werden die Beiträge seit dem 01.01.2019 wieder paritätisch von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern getragen.  
 
Auf Bundesebene gestaltet das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) die Gesundheitspolitik. Es 
bereitet unter anderem Gesetze vor und erarbeitet Verwaltungsvorschriften, die den Rahmen für die 
Aktivitäten der Selbstverwaltung im Gesundheitswesen vorgeben. 

 
Abbildung Nr. 2: Bundesebene 
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Eine wesentliche Rolle im Bereich des Gesundheitswesens spielen die Krankenkassen. Die 
Krankenkassen haben die Pflicht, Bürgerinnen und Bürger zu versichern und dafür zu sorgen, dass sie 
medizinische Leistungen erhalten. Dazu schließen sie Verträge mit einer Vielzahl von Institutionen und 
Organisationen ab, u.a. den Kassenärztlichen und Kassenzahnärztlichen Vereinigungen sowie 
Verbänden der Ärzte, Krankenhäuser und Apotheker. Der Verband aller gesetzlichen Krankenkassen 
ŀǳŦ .ǳƴŘŜǎŜōŜƴŜ ƴŜƴƴǘ ǎƛŎƘ αDY±-{ǇƛǘȊŜƴǾŜǊōŀƴŘάΦ  
 
In Deutschland gibt es aktuell 110 gesetzliche Krankenkassen, in denen 71,9 Millionen Menschen 
versichert sind.  
 
Landesebene 
 
Die Länder sind dabei unter anderem zuständig für den Gesundheitsschutz, die Aufsicht über die Heil- 
und Gesundheitsberufe. Unter anderem ist das Land zuständig für den bereits erwähnten 
Landeskrankenhausplan.  
 

 
Abbildung Nr. 3: Landesebene 

 
 

Die Landkreise über die Gesundheitsämter und die Kommunen sind zuständig für den Infektionsschutz, 
die Gesundheitsvorsorge und die Koordinierung von gesundheitlichen Leistungen. Die Landkreise sind 
zudem fast überall Träger des Rettungsdienstes. Sie sind häufig an der Planung und Sicherung der 
ambulanten medizinischen Versorgung durch die dafür zuständigen Kassenärztlichen Vereinigungen 
beteiligt. 
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Abbildung Nr. 4: Landkreisebene 

 

 
 

4.2. Gesundheitssystem in Polen 
 
Auch in Polen besteht die Gliederung der Akteure in die Bereiche Staat, Region und Lokal (Kommunen).  
 
 

Abbildung Nr. 5: allgemeine Gliederung 

 
 

 
 

 
Das polnische Gesundheitsministerium hat dabei erheblich mehr Zuständigkeiten als das deutsche 
Pendant, das BMG. 
 
 
 
 
 
 
 
 

ÅMinisterium für Gesundheit

ÅNFZ (Nationaler Gesundheitsfonds)Staat (Zentral)

ÅWojewode (Vertreter der Zentralregierung)

ÅNFZ (Regionalstellen)

ÅMarschallamt (regionale Gebietskörperschaft)
Regional

ÅLandkreis (subregionale Gebietskörperschaft) 

ÅGemeinde (lokale Gebietskörperschaft)Lokal
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Abbildung Nr. 6: polnisches Gesundheitsministerium 

 

 
 
Als Institution, die für die Sicherstellung der medizinischen Versorgung für die Leistungsempfänger 
zuständig ist, fungiert der Nationale Gesundheitsfonds (NFZ). Der NFZ finanziert die 
Gesundheitsleistungen und die Erstattung der Arzneimittel im Rahmen der bereitgestellten 
Finanzmittel. 
Der NFZ besteht aus: 
 
ü der Zentrale des NFZ 
ü den 16 Wojewodschafts-Zweigstellen des NFZ entsprechend der territorialen Aufteilung des 

Landes. 
 

Abbildung Nr. 7: nationaler Gesundheitsfonds 
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Abbildung Nr. 8: Landkreisebene 
  

Die Landkreise sind im wesentlichen Träger der öffentlichen selbständigen Gesundheitsanstalten. 
Ihnen obliegt zudem die Aufgabe der Gesundheitsförderung.  
 

 
 

 
 

Abbildung Nr. 9: Gemeindeebene 
 
Die Kommunen sind auch Träger von öffentlichen selbständigen Gesundheitsanstalten. Ihnen obliegt 
zudem die Aufgabe der Pflegeleistungen für Personen mit psychiatrischer Störung.  

 

 
 


